
 

 
 

 

 

 

 

Bedingungen der Car Solutions International GmbH für die Ausführung von 
Arbeiten an Kraftfahrzeugen 

Fur̈ alle durch den Kunden („Auftraggeber“) bei der Car Solutions International GmbH 
(„Auftragnehmer“) in Auftrag gegebenen Reparaturen gelten ausschließlich die 
folgenden Bedingungen.  

 

I. Auftragsgegenstand und Auftragserteilung 

1. Der Auftragnehmer erbringt fur̈ seine Auftraggeber nach Maßgabe der Ziff. 3 
Arbeiten an Kraftfahrzeugen und/oder deren Teilen. Diese werden nach der 
Hebelmethode, d.h. Dellenentfernung ohne Lackieren, erbracht. Der 
Auftraggeber ist verpflichtet, dem Auftragnehmer und seinem 
Subunternehmen die fur̈ die Ausfuḧrungen der Arbeiten notwendigen 
Zutrittsrechte zum und Zugriffsrechte auf das Kraftfahrzeug zu gewaḧren. Der 
Ort der Auftragsdurchfuḧrung bestimmt sich im Einzelfall nach der zwischen 
den Parteien getroffenen Vereinbarung.  

2. Der Auftragnehmer bezeichnet in der Reparaturkostenübernahmebstätigung 
(RKÜB) die voraussichtlich vorzunehmenden Arbeiten. Ein etwaig 
angegebener Fertigstellungstermin ist nur dann verbindlich, wenn er 
besonders als verbindlich gekennzeichnet ist. Der Auftraggeber erhal̈t eine 
Durchschrift des Auftragsscheins.  

3. Der Auftragnehmer wird einen von ihm zu bestimmenden Subunternehmer mit 
der Durchfuḧrung der Arbeiten beauftragen und die zur Durchfuḧrung des 
Auftrags erforderlichen Probe-, Rangier-, Ub̈erfuḧrungs- und sonstige 
erforderliche Fahrten durchfuḧren bzw. durchfuḧren lassen. Zwischen dem 
Auftraggeber und dem Subunternehmer kommt kein Vertragsverhal̈tnis 
zustande.  

 

II. Preisangaben im Auftragschein, Kostenvoranschlag 
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1. Auf Verlangen des Auftraggebers vermerkt der Auftragnehmer im 
Auftragsschein auch die Preise nebst Umsatzsteuer der Leistungen, die bei 
der Durchfuḧrung des Auftrags voraussichtlich zu erbringen sind.  

 

2. Wun̈scht der Auftraggeber eine verbindliche Preisangabe, so bedarf es eines 
schriftlichen Kostenvoranschlags des Auftragnehmers. In diesem sind die 
Arbeiten jeweils im Einzelnen aufzufuḧren und mit dem jeweiligen Preis nebst 
Umsatzsteuer zu versehen. Der Auftragnehmer ist an diesen verbindlichen 
Kostenvoranschlag bis zum Ablauf von 10 Tagen nach seiner Ub̈ergabe an 
den Auftraggeber gebunden, es sei denn in dem Kostenvoranschlag ist etwas 
anderes angegeben. Die zur Abgabe eines Kostenvoranschlags erbrachten 
Leistungen kon̈nen dem Auftraggeber berechnet werden, wenn dies im 
Einzelfall vereinbart worden ist.  

3. Wird aufgrund des verbindlichen Kostenvoranschlags ein Auftrag fristgema ̈ß i. 
S. d. Ziff. 2 erteilt, so darf der in Rechnung gestellte Gesamtpreis des Auftrags 
nur mit Zustimmung des Auftraggebers ub̈erschritten werden. An̈dert oder 
erweitert sich der Arbeitsumfang gegenub̈er dem im Kostenvoranschlag 
zugrunde gelegten Umfang, sind Reparaturkostenerweiterungen von über 
10% nur mit Zustimmung des Auftraggebers freigegeben. Etwaige vor dem 
Kostenvoranschlag erbrachte Leistungen des Auftragnehmers werden mit der 
Auftragsrechnung berechnet. Etwaige bereits erbrachte Leistungen, die bei 
der Durchfuḧrung der Reparatur auf der Basis des Kostenvoranschlags 
verwertet werden kon̈nen, werden nicht nochmals berechnet.  

 

III. Fertigstellungstermin 

1. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, einen schriftlich vereinbarten verbindlichen 
Fertigstellungstermin einzuhalten. Ändert oder erweitert sich der 
Arbeitsumfang gegenub̈er dem im Auftragsschein oder Bestaẗigungsschreiben 
zugrunde gelegten Umfang und tritt dadurch eine Verzog̈erung ein, werden 
sich die Parteien ub̈er einen neuen Fertigstellungstermin verstan̈digen. Kann 
der Auftragnehmer einen verbindlichen Fertigstellungstermin aus anderen 
Grun̈den nicht einhalten, wird er den Auftraggeber unverzug̈lich hierub̈er 
informieren und ihm einen neuen Fertigstellungstermin mitteilen.  
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Sonstige Rechte des Auftraggebers wegen schuldhafter Ub̈erschreitung des 
Fertigstellungstermins nach Maßgabe der Bestimmungen in IX. bleiben 
unberuḧrt.  

2. Wenn der Auftragnehmer den verbindlichen Fertigstellungstermin 
unverschuldet infolge hoḧerer Gewalt oder Betriebsstor̈ung, z.B. durch Streik, 
Aussperrung, Ausbleiben von Fachkraf̈ten oder von Zulieferungen nicht 
einhalten kann, ist er aufgrund der hierdurch bedingten Verzog̈erungen nicht 
zum Schadensersatz verpflichtet. Der Auftragnehmer wird jedoch unverzug̈lich 
den Auftraggeber ub̈er die Verzog̈erung unterrichten und ihm auf Wunsch den 
Auftragsgegenstand auch vor Fertigstellung gegen Bezahlung der Verguẗung 
fur̈ die bis dahin erbrachten Leistungen aushan̈digen. Sonstige Rechte des 
Auftraggebers bleiben unberuḧrt.  

 

IV. Abnahme, Abholfrist 

1. Die Abnahme des Auftragsgegenstandes durch den Auftraggeber erfolgt bei 
Ub̈ernahme des Fahrzeugs durch den Auftraggeber, soweit nichts anderes 
vereinbart ist.  

2. Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Auftragsgegenstand innerhalb von einer 
Woche ab Ub̈ermittlung der Fertigstellungsanzeige abzuholen. Bei 
Reparaturarbeiten, die innerhalb eines Arbeitstages ausgefuḧrt werden, 
verkur̈zt sich diese Frist auf drei Arbeitstage. Kommt der Auftraggeber dieser 
Verpflichtung nicht oder nicht fristgerecht nach und beruht dies nicht auf 
Umstan̈den, die dem Auftragnehmer zuzurechnen sind, kann der 
Auftragnehmer die ortsub̈liche Aufbewahrungsgebuḧr berechnen oder den 
Auftragsgegenstand anderweitig aufbewahren. Kosten und Gefahren der  

3. Aufbewahrung gehen zu Lasten des Auftraggebers. Vereinbaren die Parteien 
die Abholung oder Zustellung des Kraftfahrzeugs durch den Auftragnehmer 
erfolgt diese auf Rechnung und Gefahr des Auftraggebers. 
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V. Berechnung des Auftrags 

1. In der Rechnung werden Preise oder Preisfaktoren fur̈ jede in sich ab- 
geschlossene Arbeitsleistung sowie fur̈ verwendete Materialien vorbehaltlich 
der Regelung in Ziff. 2 jeweils gesondert ausgewiesen.  

2. Wird der Auftrag aufgrund eines Kostenvoranschlags ausgefuḧrt, so genug̈t 
eine Bezugnahme auf den Kostenvoranschlag, wobei lediglich zusaẗzliche 
Arbeiten gesondert aufzufuḧren sind.  

3. Die Umsatzsteuer geht zu Lasten des Auftraggebers.  
4. Eine etwaige Beanstandung der Rechnung muss seitens des Auftraggebers 

schriftlich und spaẗestens sechs Wochen nach Zugang der Rechnung 
erfolgen. Der Auftragnehmer ist nicht verpflichtet, spätere Beanstandungen zu 
Berücksichtigen. 

 

VI. Zahlungsbedingungen 

      1.  Zahlungen sind bei Abnahme, spaẗestens jedoch innerhalb von acht Tagen 
nach Aushan̈digung/Ub̈ersendung der Rechnung, ohne Skonto oder sonstigen 
Nachlas̈sen zu leisten. Der Auftragnehmer ist berechtigt, bei Auftragserteilung 
eine angemessene Vorauszahlung zu verlangen.  

4. Die Aufrechnung ist nur mit unbestrittenen oder rechtskraf̈tig festgestellten 
Gegenforderungen zulas̈sig. Ein Zuruc̈kbehaltungsrecht kann der 
Auftragnehmer nur geltend machen, soweit es auf Anspruc̈hen aus 
demselben Reparaturauftrag beruht.  

 

VII. Erweitertes Pfandrecht 

1. Dem Auftragnehmer steht wegen seiner Forderung aus dem Auftrag ein 
vertrag- liches Pfandrecht an den aufgrund des Auftrags in seinen Besitz 
gelangten Gegenstan̈den zu. Das vertragliche Pfandrecht kann auch wegen 
Forderungen aus fruḧer durchgefuḧrten Arbeiten oder sonstigen Lieferungen 
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geltend gemacht werden, soweit sie mit dem Auftragsgegenstand im 
Zusammenhang stehen.  

 

 

 

2. Fur̈ sonstige Anspruc̈he aus der Geschaf̈tsverbindung gilt das vertragliche 
Pfand- recht nur, soweit die Anspruc̈he unbestritten sind oder ein 
rechtskraf̈tiger Titel vorliegt und der Auftragsgegenstand im Auftraggeber 
gehor̈t.  

 

VIII. Man̈gelgewaḧrleistung 

1. Der Auftraggeber hat offensichtliche Man̈gel bei der Abnahm gegenub̈er     
dem   Auftragnehmer anzuzeigen. Fur̈ alle ub̈rigen Man̈gel gilt im Hinblick auf 
die Anzeigefrist die in Ziff. 5 bezeichnete Verjaḧrungsfrist unter 
entsprechender Anwendung der §§ 203 ff. BGB. Solche Man̈gel sind 
schriftlich gegenub̈er dem Auftragnehmer anzuzeigen. Zur Einhaltung der 
Frist genug̈t die rechtzeitige Absendung der Man̈gelanzeige. Nach Ablauf 
dieser Fristen sind Gewaḧrleistungsanspruc̈he des Auftraggebers 
ausgeschlossen, es sei denn es handelt sich um einen in IX. Ziff. 2 
aufgefuḧrten Fall.  

2. Bei Fehlschlagen der Nacherful̈lung kann der Auftraggeber unbeschadet 
etwaiger Schadenersatzanspruc̈he nach Maßgabe der Bestimmungen in IX. 
nach seiner Wahl den Kaufpreis mindern oder vom Vertrag zuruc̈ktreten. Bei 
nicht erheblichen Man̈geln ist das Ruc̈ktrittsrecht jedoch ausgeschlossen.  

 

3. Anspruc̈he des Auftraggebers wegen der zum Zwecke der Nacherful̈lung 
erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Arbeits- und 
Materialkosten, trag̈t der Auftragnehmer. Dies gilt nicht fur̈ erhoḧte 
Aufwendungen, weil der Gegenstand nachtrag̈lich vom Auftraggeber an einen 
anderen Ort gebracht worden ist.  
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4. Die Verjaḧrungsfrist fur̈ Sachman̈gelanspruc̈he betrag̈t ein Jahr ab dem 
Zeitpunkt der Abnahme. Dies gilt nicht fur̈ die in IX Ziff. 2 aufgefuḧrten Fal̈le.  

 

 

 

 

IX. Haftung 

1.  Der Auftragnehmer haftet unbeschran̈kt fur̈ Schad̈en, die auf einer 
vorsaẗzlichen oder grob fahrlas̈sigen Pflichtverletzung seinerseits oder seiner 
Erful̈lungs- und Verrichtungsgehilfen beruhen. Im Falle einer leicht 
fahrlas̈sigen Pflichtverletzung haftet der Auftragnehmer nur bei Verletzung 
einer wesentlichen Vertragspflicht (Kardinalpflicht), beschran̈kt auf den 
vorhersehbaren, vertragstypischen Durchschnittsschaden. Wesentliche 
Vertragspflichten sind all jene Pflichten, deren Erful̈lung die ordnungsgemaß̈e 
Durchfuḧrung des Vertrags ub̈erhaupt erst ermog̈lichen und auf deren 
Einhaltung der Vertragspartner regelmaß̈ig vertrauen darf.  

2.  Die vorstehende Haftungsbeschran̈kung gilt nicht fur̈ Anspruc̈he des 
Auftraggebers bei arglistigem Verschweigen eines Mangels, aus einer 
ub̈ernommenen Beschaffenheitsgarantie, nach dem Produkthaftungsgesetz 
und aus einer von dem Auftragnehmer, seinen gesetzlichen Vertretern oder 
Erful̈lungsgehilfen zu vertretenen Verletzungen des Lebens, des Kor̈pers oder 
der Gesundheit.  

 

X. Eigentumsvorbehalt 

Soweit ein- oder angebaute Zubehor̈- und Ersatzteile nicht wesentliche 
Bestandteile des Auftragsgegenstandes geworden sind, behal̈t sich der 
Auftragnehmer das Eigentum daran bis zur vollstan̈digen Bezahlung vor.  

 

XI. Allgemeines 

1. Fur̈ sam̈tliche gegenwar̈tigen und zukun̈ftigen Anspruc̈he aus der 
Geschaf̈tsverbindung mit Kaufleuten und juristischen Personen des 
of̈fentlichen Rechts einschließlich Wechsel- und Scheckforderungen ist 
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ausschließlicher Gerichtsstand Neumünster. Der gleiche Gerichtsstand gilt, 
soweit nicht gestezlich zwingend etwas anderes bestimmt ist, der 
Gerichtsstand Neumünster, wenn der Auftraggeber keinen allgemeinen 
Gerichtsstand im Inland hat, seinen Wohnsitz oder gewoḧnlichen  

 

 

 

 

Aufenthaltsort nach Vertragsschluss aus dem Inland verlegt oder sein 
Wohnsitz oder gewoḧnlicher Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der Klageerhebung 
nicht bekannt ist, soweit dies rechtlich zulas̈sig ist.  

 

2. Fur̈ diese Geschaf̈tsbedingungen und die gesamten Rechtsbeziehungen 
zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer gilt ausschließlich das 
Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss seines 
internationalen Privatrechts. Die Bestimmungen des UN-Kaufrechts finden 
keine Anwendung.  

 

3. An̈derungen und/oder Ergan̈zungen dieser Geschaf̈tsbedingungen oder von 
Bestimmungen im Rahmen sonstiger Vereinbarungen zwischen den Parteien 
bedur̈fen der Schriftform, dieses gilt auch fur̈ die An̈derung des 
Schriftformerfordernisses. Sollte eine Bestimmung in diesen 
Geschaf̈tsbedingungen oder eine Bestimmung im Rahmen sonstiger 
Vereinbarungen zwischen den Parteien unwirksam sein oder werden, so wird 
hiervon die Wirksamkeit aller sonstigen Bestimmungen oder Vereinbarungen 
nicht beruḧrt.  

 

 


